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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates Uber die Regelung für bestimmte 
landwirtschaftliche Erzeugnisse und Verarbeitungserzeugnisse mit Ursprung 
in den Staaten Afrikas, der Karibischen See und des Pazifischen Ozeans oder 
den überseeischen Ländern und Gebieten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43 und 113, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 
des Rates vom 28. Mai 1969 zur Festlegung der 
Handelsregelung für bestimmte, aus landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen hergestellte Waren ^), zuletzt 
geändert durch die Verordnung . . .^), insbesondere 
Artikel 12, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments , 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das AKP/EWG-Abkommen von Lome - nachste- 
hend „Abkommen" genannt - zwischen den Staaten 
Afrikas, der Karibischen See und des Pazifischen 
Ozeans - nachstehend AKP-Staaten genannt - und 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft wurde 
am 28. Februar 1975 unterzeichnet. 

Dieses Abkommen sieht in Artikel 2 Absatz 2 
Buchstabe a folgendes vor: 

„Für Waren mit Ursprung in den AKP-Staaten, 

— die in der Liste des Anhangs II des Vertrags auf- 
geführt sind und einer gemeinsamen Markt- 
organisation nach Artikel 40 des Vertrags unter- 
liegen, 


— die bei der Einfuhr in die Gemeinschaft als Folge 
der Durchführung der gemeinsamen Agrarpolitik 
einer Sonderregelung unterliegen, 

gelten bei der Einfuhr in die Gemeinschaft abwei- 
chend von der allgemeinen Regelung, die gegenüber 
Drittländern Anwendung findet, folgende Bestim- 
mungen: 

i) Waren, für die nach den zum Zeitpunkt der Ein- 
fuhr geltenden gemeinschaftlichen Bestimmungen 
außer Zöllen keine andere Maßnahme bei der 
Einfuhr vorgesehen ist, sind zollfrei zur Einfuhr 
zugelassen; 

ii) was die anderen Waren als die unter Ziffer i) fal- 
lenden betrifft, so ergreift die Gemeinschaft die 
erforderlichen Maßnahmen, um in der Regel eine 
günstigere Regelung als die allgemeine Regelung 
für die gleichen Waren mit Ursprung in dritten 
Ländern, denen die Meistbegünstigung einge- 
räumt ist, zu gewährleisten". 

Bei der Unterzeichnung sind die Gemeinschaft und 
die AKP-Staaten durch Notenaustausch übereinge- 
kommen, ab 1. Juli 1975 einige Bestimmungen des 
Abkommens über den Warenaustausch - hierunter 
fällt auch Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a - autonom 
anzuwenden. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 12. Juni 1969, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 
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— Die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des Rates vom 

27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Rindfleisch zuletzt geändert durch 
die Verordnung . . .®), 

— die Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 des Rates 
vom 20. Oktober 1970 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Fischereierzeugnisse ®), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung . . . ^), 

— die Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates vom 
22. Septeniber 1966 über die Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Fette®), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung . . . ^), 

— die Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rates vom 
13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Getreide^®), zuletzt geändert durch die 
Verordnung . . .^^), 

— die Verordnung Nr. 359/67/EWG des Rates vom 
25. Juli 1967 über die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Reis^^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung . . .^®), 

— die Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 des Rates 
vom 18. Mai 1972 über eine gemeinsame Markt- 
organisation für Obst und Gemüse^**), zuletzt 
geändert durch die Verordnung . . . ^®), 

— die Verordnung (EWG) Nr. 865/68 des Rates vom 

28. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst 
und Gemüse^®), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung . . . ^^) , . 

— die Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 des Rates 
vom 28. Mai 1969, 

— die Verordnung (EWG) Nr. 727/70 des Rates vom 
21. April 1970 über die Errichtung einer gemein- 
samen Marktorganisation für Rohtabak ^®), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung . . .^®), 

— die Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 des Rates 
vom 29. Juni 1970 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Flachs und Hanf^®), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung . . .2^), 

— die Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 des Rates 
vom 26. Juli 1971 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Hopfen ^^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung . . .^®), 

— die Verordnung (EWG) Nr. 845/72 des Rates vom 
24. April 1972 über Sondermaßnahmen zur För- 
derung der Seidenraupenzucht^**), 

— die Verordnung (EWG) Nr. 234/68 des Rates vom 
27. Februar 1968 über die Errichtung einer ge- 


meinsamen Marktorganisation für lebende Pflan- 
zen und Waren des Blumenhandels ^®) , zuletzt 
geändert durch die Verordnung . . . 2 ®), 


4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 

6) Amtsblatt der Eurgpäischen Gemeinschaften Nr. L 236 
vom 27. Oktober 1970, S. 5 

7) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 

8) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 

10) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

11) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 

12) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 174 
vom 31. Juli 1967, S. 11 

13) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 

14) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 
vom 20. Mai 1972, S. 1 

15) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 

10) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 153 
vom 1. Juli 1968, S. 8 

17) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 

18) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 1 

19) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 

20) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 146 
vom 4. Juli 1970, S. 1 

21) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. , . . 

22) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 4. August 1971, S. 1 

23) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 

24) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 100 
vom 27. April 1972, S. 1 

25) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 55 
vom 2. März 1968, S. 1 

26) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 14. Mai 1975 — If 4 — 680 70 — E — Af 1/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 25. April 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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— die Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 des Rates 
vom 26. Oktober 1971 zur Errichtung einer ge- 
meinsamen Marktorganisation für Saatgut 2'^), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung . . . 

— die Verordnung (EWG) Nr. 827/68 des Rates vom 
22. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorga- 
nisation für bestimmte in Anhang II des Vertra- 
ges aufgeführte Erzeugnisse^®), zuletzt geändert 
durch die Verordnung . . .^®), 

— die Verordnung (EWG) Nr. 1067/74 des Rates 
vom 30. April 1974 über die gemeinsame Markt- 
organisation für künstlich getrocknetes Futter ^^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung . . . 

enthalten Regelungen über den Handel mit Drittlän- 
dern. 

Diese Regelungen sehen bei der Einfuhr einer 
Reihe von Waren nur die Anwendung von Zöllen 
vor. Es muß daher sichergestellt werden, daß die 
Zollbefreiung gemäß Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a 
(i) des Abkommens ab 1. Juli 1975 angewendet wird. 

Diese Handelsregelungen sehen ferner Zölle und 
Abschöpfungen bei der Einfuhr von Rindfleisch und 
Verarbeitungserzeugnissen aus Obst und Gemüse 
vor, außerdem Abschöpfungen für Getreide, Reis 
sowie Verarbeitungserzeugnisse aus Getreide und 
Reis, die Erhebung eines Wertzolls und eines be- 
weglichen Teilbetrags auf bestimmte landwirtschaft- 
liche Verarbeitungserzeugnisse, Zölle und andere 
Maßnahmen bei der Einfuhr von Fischereierzeug- 
nissen, bestimmten Obst- und Gemüsesorten sowie 
Fetten. Die Verpflichtungen der Gemeinschaft ge- 
genüber den AKP-Staaten aufgrund von Artikel 2 
Absatz 2 Buchstabe a (ii) des Abkommens können 
dadurch erfüllt werden, daß die betreffenden Erzeug- 
nisse mit Ursprung in den AKP-Staaten ganz oder 
teilweise von den Einfuhrabgaben befreit werden. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß die Vergünstigun- 
gen aufgrund von Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a 
des Abkommens nur für Ursprungswaren im Sinne 
des Protokolls Nr. 1 im Anhang zum Abkommen 
über die Bestimmung des Begriffs „Ursprungswaren" 
und über die Methoden der Zusammenarbeit der 
Verwaltungen gewährt werden. 

Die Bestimmungen über die Begriffsbestimmung 
„Ursprungswaren" und die Methoden der Zusam- 
menarbeit der Verwaltungen sind Teil des Beschlus- 
ses des Rates über die vorzeitige Anwendung eini- 
ger Bestimmungen des Abkommens, die den Waren- 
verkehr betreffen. 

In Verbindung mit diesen Vorteilen sollten außer- 
dem von Fall zu Fall bestimmte Bedingungen und 
Beschränkungen auf bestimmte Mengen im Jahr 
oder in einem Mehr jahreszeitraum vorgesehen wer- 
den. Im Zusammenhang mit einigen Waren sollten 
die erforderlichen Schutzmaßnahmen zugesichert 
werden, die unverzüglich zu ergreifen sind, wenn 
sich aus einer erheblichen Steigerung der Einfuhr 


dieser Waren mit Ursprung in den AKP-Staaten in 
die Gemeinschaft Störungen auf den Märkten der 
Gemeinschaft ergeben. 

Seit jeher bestanden enge Handelsverbindungen 
zwischen den AKP-Staaten und den französischen 
überseeischen Departements. Es empfiehlt sich da- 
her, Maßnahmen zur Förderung der Einfuhr be- 
stimmter Waren mit Ursprung in den AKP-Staaten 
in die genannten französischen Departements zu 
treffen. 

Für die landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Ver- 
arbeitungserzeugnisse mit Ursprung in den mit der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft assoziierten 
überseeischen Ländern und Gebieten - nachstehend 
„Länder und Gebiete" genannt - sind gleichlautende 
Bestimmungen wie für die Waren mit Ursprung in 
den AKP-Staaten vorgesehen. 

Diese Bestimmungen sowie die Bestimmungen über 
die Begriffsbestimmung „Ursprungswaren" und die 
Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 
sollten gleichfalls ab 1. Juli 1975 angewandt wer- 
den — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Diese Verordnung gilt für die Waren mit Ur- 
sprung in den AKP-Staaten oder den Ländern 
und Gebieten. 

2. Auf diese Waren finden die Ursprungsregeln 
in Protokoll Nr. . . . über die Bestimmung des 
Begriffs „Ursprungswaren" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltung im An- 
hang zu dem Abkommen und zu der Verordnung 
über die Assoziation der Länder und Gebiete 
sowie zu den Verordnungen über die vorzeitige 
Anwendung einiger Bestimmungen des Abkom- 
mens über den Warenverkehr und über die vor- 
läufige Regelung des Warenverkehrs mit den 
Ländern und Gebieten, Anwendung. 


27) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 246 
vom 11. November 1971, S. 1 

28) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . , 
vom . . ., S. . . . 

29) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 191 
vom 30. Juni 1968, S. 16 

30) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 

81) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 120 
vom 1. Mai 1974, S. 2 

32 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 
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TITEL I 

Rindfleisch 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 
des Rates genannten Erzeugnisse des Rindfleisch- 
sektors werden zollfrei eingeführt. 


Artikel 3 

Übersteigen die Einfuhren von Rindfleisch der Tarif- 
stelle 02.01 A II a) aus einem der betreffenden Ur- 
sprungsstaaten, -länder oder -gebiete, in die EWG 
im Verlauf eines Jahres eine Menge, die den um 
eine jährliche Zuwachsrate von 7 v. H. erhöhten 
Einfuhren in die Gemeinschaft in dem Jahr ent- 
spricht, in welchem von 1969 bis 1974 die höchsten 
Gemeinschaftseinfuhren des betreffenden Ursprungs 
zu verzeichnen waren, so wird die Zollbefreiung für 
die betreffenden Ursprungserzeugnisse nach dem 
Verfahren des Artikels 27 der Verordnung (EWG) 
Nr. 805/68 ganz oder teilweise ausgesetzt. In diesem 
Fall berichtet die Kommission dem Rat, der auf Vor- 
schlag der Kommisison die auf die betreffenden Ein- 
fuhren anzuwendende Regelung mit qualifizierter 
Mehrheit erläßt. 


TITEL II 

Fischereierzeugnisse 

Artikel 4 

Die in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 
des Rates genannten Fischereierzeugnisse werden 
zollfrei eingeführt. 

TITEL III 

Fette 

Artikel 5 

Die in Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben a und b der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates genannten 
Erzeugnisse des Fettsektors werden zollfrei einge- 
führt. 


Artikel 6 

Treten im Volumen der Einfuhren einer der in 
Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG genannten Ölsaaten (ex 12.01 B 
des Gemeinsamen Zolltarifs) gegenüber der der- 
zeitigen Lage erhebliche Änderungen ein, so erläßt 
der Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifi- 
zierter Mehrheit besondere Maßnahmen. 


TITEL IV 

Getreide 

Artikel 7 

1. Auf die Einfuhr von Mais (Tarifstelle 10.05 B des 
Gemeinsamen Zolltarifs) wird die gemäß Arti- 
kel 13 der Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates festgesetzte und um 1,50 RE je Tonne ver- 
minderte Abschöpfung erhoben. 

2. Auf die Einfuhr von Hirse (Tarifstelle 10.07 N 
des Gemeinsamen Zolltarifs) und von Sorghum 
(Tarifstelle 10.07 C des Gemeinsamen Zolltarifs) 
wird die gemäß Artikel 13 der Verordnung Nr. 
120/67/EWG des Rates festgesetzte und um 
50 V. H. verminderte Abschöpfung erhoben. 

TITEL V 

Reis 

Artikel 8 

Auf die Einfuhr von Reis (Tarifnummer 10.06 des 
Gemeinsamen Zolltarifs) wird für 100 kg Ware die 
für die Einfuhr von Reis aus Drittländern geltende 
Abschöpfung erhoben; dieser Abschöpfungsbetrag 
wird vermindert: 

a) bei Rohreis (Paddy-Reis) (Tarifstelle 10.06 A I 
des Gemeinsamen Zolltarifs): 

— um 50 V. H. und 

— um einen Betrag von 0,30 Rechnungseinheit; 

b) bei geschältem Reis (Tarifstelle 10.06 A II des 
Gemeinsamen Zolltarifs) : 

— um 50 V. H. und 

— um einen Betrag von 0,30 Rechnungseinheit; 

c) bei halbgeschliffenem Reis (Tarifstelle 10.06 B I 
des Gemeinsamen Zolltarifs) 

— um den in Artikel 14 Absatz 3 der Verord- 
nung Nr. 359/67/EWG genannten Teilbetrag 
zum Schutz der Industrie, der nach Maßgabe 
des in Artikel 19 Buchstabe a dritter Gedan- 
kenstrich der genannten Verordnung vorgese- 
henen Umrechnungssatzes zwischen vollstän- 
dig geschliffenem und halbgeschliffenem Reis 
umgerechnet wird; 

— um 50 V. H. des so verminderten Abschöp- 
fungsbetrages und 

— um einen Betrag von 0,45 Rechnungseinheit; 

d) bei geschliffenem Reis (Tarif stelle 10.06 B II des 
Gemeinsamen Zolltarifs) : 

— um den in Artikel 14 Absatz 3 der Verord- 
nung Nr. 359/67/EWG des Rates genannten 
Teilbetrag zum Schutz der Industrie; 
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— • um 50 V. H. des so verminderten Abschöp- 
fungsbetrages und 

- — um einen Betrag von 0,45 Rechnungseinheit; 

e) bei Bruchreis (Tarifstelle 10.06 C des Gemein- 
samen Zolltarifs) : 

— um 50 V. H. und 

— um einen Betrag von 0,25 Rechnungseinheit. 


Artikel 9 

1. Artikel 8 ist nur anwendbar, wenn der um den 
Abschöpfungsbetrag bei Einfuhren von Reis mit 
Ursprung in den AKP-Staaten, oder Ländern und 
Gebieten, erhöhte cif-Preis bei der Ausfuhr einer 
bestimmten Warensendung zum Zeitpunkt der 
Ausfuhr folgenden Beträgen entspricht oder dar- 
über liegt: 

— bei geschältem Reis, geschliffenem Reis und 
Bruchreis, dem jeweils um einen Betrag von 
0,30, 0,45 und 0,25 Rechnungseinheit vermin- 
derten Schwellenpreis für jedes dieser Er- 
zeugnisse; 

— bei Rohreis (Paddy-Reis), dem Schwellenpreis 
für geschälten Reis, der nach Maßgabe des 
Umrechnungssatzes, der Verarbeitungskosten 
und des Wertes der Nebenprodukte, die für 
die Umrechnung zwischen geschältem Reis 
und Paddy-Reis zu berücksichtigen sind, be- 
richtigt und um einen Betrag von 0,30 Rech- 
nungseinheit vermindert wird; 

— bei halbgeschliffenem Reis, dem Schwellen- 
preis für geschliffenen Reis, der nach Maßgabe 
des Umrechnungssatzes, der Verarbeitungs- 
kosten und des Wertes der Nebenprodukte, 
die für die Umrechnung zwischen geschliffe- 
nem Rundkornreis und halbgeschliffenem 
Rundkornreis zu berücksichtigen sind, berich- 
tigt und um einen Betrag von 0,45 Rechnungs- 
einheit vermindert wird. 

2. Im Hinblick auf die erforderlichen Kontrollen 
müssen die Warenbegleitpapiere den cif-Preis, 
zu dem das Erzeugnis verkauft wird, und den 
Ausfuhrtermin sowie alle zur Bestimmung des 
Erzeugnisses dienenden Angaben enthalten. Die 
Papiere müssen mit einem Sichtvermerk der 
zuständigen Behörden des ausführenden Staates, 
Landes oder Gebietes, versehen sein. 


Artikel 10 

1. Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung Nr. 359/67/ 
EWG gilt nicht für die bei der Einfuhr von Reis 
mit Ursprung in den AKP-Staaten, oder Ländern 
und Gebieten, zu erhebenden Abschöpfungen. 

2. Bei der Einfuhr wird jedoch aufgrund eines An- 
trags, der bei Beantragung der in Artikel 10 


Absatz 1 der genannten Verordnung vorgesehe- 
nen Einfuhrlizenz zu stellen ist, der Abschöp- 
fungsbetrag, der am Tag der Ausfuhr gilt, auf 
ein Einfuhrgeschäft angewandt, das während der 
Gültigkeitsdauer dieser Einfuhrlizenz durchge- 
führt werden soll. 


Artikel 11 

überschreiten die Einfuhren von Reis mit Ursprung 
in einem AKP-Staat, Land oder Gebiet, in die Ge- 
meinschaft im Laufe eines Jahres eine Menge, die 
der während der letzten drei Jahre, über die Stati- 
stiken vorliegen, in die Gemeinschaft eingeführten 
und um 5 v. H. erhöhten jährlichen Durchschnitts- 
menge von Reis mit Ursprung in den genannten 
Staaten, Ländern oder Gebieten, entspricht, so wird 
die Anwendung von Artikel 8 nach dem Verfahren 
des Artikels 26 der Verordnung Nr. 359/67/EWG für 
die betreffenden Erzeugnisse ganz oder teilweise 
ausgesetzt. In diesem Fall berichtet die Kommission 
dem Rat, der auf Vorschlag der Kommission eine 
Regelung für die betreffenden Einfuhren mit quali- 
fizierter Mehrheit erläßt. 

TITEL VI 

Verarbeitungserzeugnisse aus Getreide und Reis 
Artikel 12 

1. a) Die Abschöpfung bei der Einfuhr der im An- 
hang A der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
und der in Artikel 1 Absatz 1 c der Verord- 
nung Nr. 359/67/EWG aufgeführten Erzeug- 
nisse entspricht der bei der Einfuhr dieser 
Erzeugnisse aus Drittländern zu erhebenden 
Abschöpfung, die um den für jedes dieser Er- 
zeugnisse vorgesehenen festen Teilbetrag 
vermindert wird. 

b) Der bewegliche Teil der Abschöpfung wird 
vermindert um 

— 0,15 Rechnungseinheit je 100 kg bei den 
Erzeugnissen der Tarifstelle 07,06 A des 
Gemeinsamen Zolltarifs; 

— 0,30 Rechnungseinheit je 100 kg bei den 
Erzeugnissen der Tarifstelle 11.06 des Ge- 
meinsamen Zolltarifs; 

— 50 V. H. bei den Erzeugnissen der Tarif- 
stelle 11.08 A V des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs. Eine Änderung dieses Vomhundert- 
satzes kann alle zwölf Monate auf Vor- 
schlag der Kommission vom Rat mit quali- 
fizierter Mehrheit beschlossen werden. 

c) Der bewegliche Teilbetrag der Abschöpfung 
wird bei den nachstehenden Waren mit Ur- 
sprung im und Herkunft aus den Ländern und 
Gebieten nicht erhoben: 
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Tarif nummer j Warenbezeichnung 

07.06 Wurzeln oder Knollen von Mani- 

hot, Maranta und Salep, Topi- 
nambur, süße Kartoffeln und ähn- 
liche Wurzeln und Knollen mit 
hohem Gehalt an Stärke oder 
Inulin, auch getrocknet oder in 
Stücken; Mark des Sagobaumes: 

ex A. Wurzeln oder Knollen von 
Manihot, Maranta und Sa- 
lep und ähnliche Wurzeln 
und Knollen mit hohem Ge- 
halt an Stärke, ausgenom- 
men süße Kartoffeln: 

— Marantawurzeln 


TITEL VII 

Obst und Gemüse 


Artikel 13 

1. Die nachstehend auf geführten Waren werden 
zollfrei eingeführt: 

Tarifnummer Warenbezeichnung 

07.01 Gemüse und Küchenkräuter, frisch 
oder gekühlt: 

F. Hülsengemüse, auch ausgelöst 

G. Karotten und Speisemöhren, 
Speiserüben, rote Rüben, 
Schwarzwurzeln, Knollenselle- 
rie, Rettiche und andere ähn- 
liche genießbare Wurzeln: 

ex IV. andere: 

— Rettich (Raphanus 
sativus), genannt 
„Mooli" 

S. Gemüsepaprika oder Paprika 
ohne brennenden Geschmack 

T. andere 

08.02 Zitrusfrüchte, frisch oder getrock- 
net: 

D. Pampelmusen oder Grapfruit 

E. andere 


Tarif nummer 

Warenbezeichnung 

08.08 

Beeren, frisch: 


E. Papaya-Früchte 


ex F. andere: 


— Passionsfrüchte (Früchte 
der Passionsblume) 

08.09 

andere Früchte, frisch 


2. Auf die nachstehend aufgeführten Waren wer- 
den Einfuhrzölle in Höhe von 20 v. H. der Zölle 
des Gemeinsamen Zolltarifs erhoben: 


Tarif nummer 

Warenbezeichnung 

08.02 

Zitrusfrüchte, frisch oder getrock- 
net: 


A. Orangen 


B. Mandarinen, einschließlich 

Tangerinen und Satsumas, 
Clementinen, Wilkings und 
andere ähnliche Kreuzungen 
von Zitrusfrüchten. 


Artikel 14 

1. Jede gemäß Artikel 29 Absatz 2 und 3 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1035/72 gefaßte Entschei- 
dung, die sich auf die Erzeugnisse in Artikel 13 
dieser Verordnung bezieht, wird den betreffen- 
den AKP-Staaten mitgeteilt. 

2. Wenn infolge einer erheblichen Steigerung der 
Einfuhren der in Artikel 13 Absatz 1 und 2 die- 
ser Verordnung aufgeführten Erzeugnisse mit 
Ursprung in den AKP-Staaten, oder Ländern und 
Gebieten ernstliche Störungen auftreten oder 
wenn diese Einfuhren Schwierigkeiten hervor- 
rufen, die zur Änderung der Wirtschaftslage 
eines Gebietes der Gemeinschaft führen, kann 
die Kommission in Anwendung von Artikel 10 
Absatz 1 des Abkommens und des Artikels . . . 
der Verordnung des Rates , . . über die Asso- 
ziation der Länder und Gebiete sowie der ent- 
sprechenden Bestimmungen der Verordnungen 
des Rates über die vorzeitige Anwendung eini- 
ger Bestimmungen des Abkommens, oder über 
die Regelung des Warenverkehrs mit den Län- 
dern und Gebieten, die erforderlichen Schutz- 
maßnahmen treffen oder die betroffenen Mit- 
gliedstaaten ermächtigen, solche Maßnahmen zu 
ergreifen. 
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TITEL VIII 

Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse 

Artikel 15 

1. Die in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 865/ 

68 genannten Erzeugnisse werden zollfrei einge- 
führt. 

2. Bei der Einfuhr der nachstehend aufgeführten 
Erzeugnisses werden keine Abschöpfungen er- 
hoben: 

Tarifnummer Warenbezeichnung 

20.06 Früchte, in anderer Weise zubereitet oder haltbar gemacht, auch mit Zusatz von 

Zucker oder Alkohol: 

B. andere: 

IL ohne Zusatz von Alkohol: 

a) mit Zusatz von Zucker, in unmittelbaren Umschließungen mit einem 
Gewicht des Inhalts von mehr als 1 kg: 

2. Segmente von Pampelmusen und Grapefruits 

5. Ananas: 

aa) mit einem Zuckergehalt von mehr als 17 Gewichtshundertteilen 
9. Gemische von Früchten: 

ex aa) Gemische, bei denen das Gewicht keines Fruchtanteils mehr 
als 50 V. H. des Gesamtgewichts der Früchte beträgt: 

— Gemische aus Ananas, Papaya-Früchten und Granadillen 

exbb) andere: 

— ■ Gemische aus Ananas, Papaya-Früchten und Granadillen 

b) mit Zusatz von Zucker, in unmittelbaren Umschließungen mit einem 
Gewicht des Inhalts von 1 kg oder weniger: 

2. Segmente von Pampelmusen und Grapefruits 

5. Anänas: 

aa) mit einem Zuckergehalt von mehr als 19 Gewichtshundertteilen 
9. Gemische von Früchten: 

ex aa) Gemische, bei denen das Gewicht keines Fruchtanteils mehr 
als 50 V. H. des Gesamtgewichts der Früchte beträgt: 

— Gemische aus Ananas, Papaya-Früchten und Granadillen 

exbb) andere: 

— Gemische aus Ananas, Papaya-Früchten und Granadillen 
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Tarif nummer Warenbezeichnung 

20.07 Fruchtsäfte (einschließlich Traubenmost) und Gemüsesäfte, nicht gegoren, ohne 

Zusatz von Alkohol, auch mit Zusatz von Zucker: 

^ B. mit einer Dichte bei 15 °C bei 1,33 oder weniger: 

II. andere: 

b) mit einem Wert von 30 RE oder weniger für 100 kg Eigengewicht; 

5. Ananas: 

aa) mit einem Gehalt an zugesetztem Zucker von mehr als 30 Ge- 
wichtshundertteilen 

8. Gemische: 

bb) andere: 

ex 1 1 . mit einem Gehalt an zugesetztem Zucker von mehr als 
30 Gewichtshundertteilen: 

— aus Ananas, Papaya-Früchten und Granadillen 


TITEL IX 

Rohtabak 

Artikel 16 

Die in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 
des Rates genannten Tabakwaren werden zollfrei 
eingeführt. 

Artikel 17 

1. Jede gemäß Artikel 10 Absatz 2 und 3 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 727/70 gefaßte Entscheidung 
wird den betreffenden AKP-Staaten mitgeteilt: 

2. Wenn infolge einer erheblichen Steigerung der 
zollfreien Einfuhr von unverarbeitetem Tabak 
oder Tabakabfällen (Tarifnummer 24.01 des Ge- 
meinsamen Zolltarifs) mit Ursprung in den AKP- 
Staaten, oder Ländern und Gebieten, ernstliche 
Störungen auftreten oder wenn diese Einfuhren 
Schwierigkeiten hervorrufen, die zur Änderung 
der Wirtschaftslage eines Gebietes der Gemein- 
schaft führen, kann die Kommission in Anwen- 
dung von Artikel 10 Absatz 1 des Abkommens 


und des Artikels . . . der Verordnung des Rates 
vom . . . über die Assoziation der Länder und 
Gebiete sowie der entsprechenden Bestimmun- 
gen der Verordnungen des Rates über die vor- 
zeitige Anwendung einiger Bestimmungen des 
Abkommens, oder über die vorläufige Regelung 
des Warenverkehrs mit den Ländern und Gebie- 
ten, die erforderlichen Schutzmaßnahmen treffen 
oder die betroffenen Mitgliedstaaten ermächti- 
gen, solche Maßnahmen zu ergreifen. 

TITEL X 

Waren, für die die Verordnung (EWG) 

Nr. 1059/69 gilt 

Artikel 18 

1. Bei der Einfuhr der Waren, für die die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1059/69 des Rates gilt, wird kein 
fester Teilbetrag erhoben. 

2. Bei der Einfuhr der nachstehend aufgeführten 
Waren wird der bewegliche Teilbetrag nicht er- 
hoben: 


Tarifnummer 

Warenbezeichnung 

17.04 

Zuckerwaren ohne Kakaogehalt: 


C. sogenannte „weiße Schokolade" 

18.06 

Schokolade und andere kakaohaltige Lebensmittelzubereitungen: 


C. Schokolade und Schokoladenwaren, auch gefüllt; kakaohaltige Zuckerwaren 
sowie entsprechende kakaohaltige Zubereitungen auf der Grundlage von 
Zuckeraustauschstoffen 
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Tarif nummer 
19.02 


Warenbezeichnung 

Zubereitungen zur Ernährung von Kindern oder zum Diät- oder Küchengebrauch, 
auf der Grundlage von Mehl, Grieß, Stärke oder Malz-Extrakt, auch mit einem 
Gehalt an Kakao von weniger als 50 Gewichtshundertteilen: 

B. andere: 

1. kein Milchfett enthaltend oder mit einem Gehalt an Milchfett von weniger 
als 1,5 Gewichtshundertteilen: 

d) mit einem Gehalt an Stärke von 45 oder mehr, jedoch weniger als 65 Ge- 
wichtshundertteilen. 


19.04 

19.07 


19.08 


Sago (Tapiokassago, Sago aus Sagomark, Kartoffelsago und anderer) 

Brot, Schiffszwieback und andere gewöhnliche Backwaren, ohne Zusatz von Zuk- 
ker, Honig, Eiern, Fett, Käse oder Früchten: 

D. andere, mit einem Gehalt an Stärke: 

ex 11. von 50 Gewichtshundertteilen oder mehr, ausgenommen Schiffszwieback 

Feine Backwaren, auch mit beliebigem Gehalt an Kakao: 

B. andere: 

IV. mit einem Gehalt an Stärke von 50 oder mehr, jedoch weniger als 65 Ge- 
wi chtshundertteilen : 

a) keine Saccharose enthaltend oder mit einem Gehalt an Saccharose 
(einschließlich Invertzucker als Saccharose berechnet) von weniger als 
5 Gewichtshundertteilen: 

ex 1. kein Milchfett enthaltend oder mit einem Gehalt an Milchfett 
von weniger als 1,5 Gewichtshundertteilen: 

— Kekse 

V. mit einem Gehalt an Stärke von 65 Gewichtshundertteilen oder mehr: 

ex a) keine Saccharose enthaltend oder mit einem Gehalt an Saccharo- 
se (einschließlich Invertzucker als Saccharose berechnet) von we- 
niger als 5 Gewichtshundertteilen: 

— Kekse 
ex b) andere: 

— Kekse: 


3. Die Absätze 1 und 2 können auf Vorschlag der 
Kommission vom Rat durch qualifizierten Mehr- 
heitsbeschluß geändert werden, insbesondere um 
der Entwicklung auf dem Markt der Gemein- 
schaft Rechnung zu tragen. Dem gemäß Artikel 69 
des Abkommens eingesetzten Ministerrat wer- 
den die betreffenden Maßnahmen vorher mit- 
geteilt; gegebenenfalls finden Konsultationen im 
Rahmen dieses Ministerrats statt. 


TITEL XI 

Andere gemeinsame Marktorganisationen 

A r t i k e 1 19 

Die in den Verordnungen (EWG) Nr. 234/68, 827/68, 
1308/70, 1696/71, 2358/71, 845/72 und 1067/74 ge- 
nannten Waren werden mit Ausnahme der folgen- 
den Waren zollfrei eingeführt: 
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Tarifnummer Warenbezeichnung 


06.03 Blüten und Blütenknospen, geschnitten, zu Binde- oder Zierzwecken, frisch, 
getrocknet, gebleicht, gefärbt, imprägniert oder anders bearbeitet 

06.04 Blattwerk, Blätter, Zweige und andere Pflanzenteile, Gräser, Moose und Flech- 
ten, zu Binde- oder Zierzwecken, frisch, getrocknet, gebleicht, gefärbt, impräg- 
niert oder anders bearbeitet, ausgenommen Blüten und Blütenknospen der 
Tarifnummer 06.03 


TITEL XII 

Bestimmungen für die überseeischen Departements 


Artikel 20 


Für die nachstehend aufgeführten Waren mit Ur- 
sprung in den AKP-Staaten, oder Ländern und Ge- 
bieten, werden bei der Einfuhr in die überseeischen 
Departements der Französischen Republik keine Ab- 
schöpfungen erhoben: 


Tarifnummer 


01.02 


Warenbezeichnung 

Rinder (einschließlich Büffel) lebend 
A. Hausrinder: 

11. andere: 



02.01 


10.06 


I Fleisch und genießbarer Schl ach tabfall von den in den Tarifnummern 01.01 bis 
I 01.04 genannten Tieren, frisch, gekühlt oder gefroren: 

I A. Fleisch: 
i II. von Rindern: 

a) von Hausrindern 

Reis 


Artikel 21 

1. Bei der Einfuhr von Mais (Tarifstelle 10.05 B des 
Gemeinsamen Zolltarifs) mit Ursprung in den 
AKP-Staaten, oder Ländern und Gebieten, in die 
überseeischen Departements der Französischen 
Republik gilt die in Artikel 13 der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG des Rates vom 13. Juni 1967 
festgelegte und um 6 Rechnungseinheiten je 
Tonne verminderte Abschöpfung. 

2. Wenn die Einfuhren von Mais mit Ursprung in 
den AKP-Staaten, oder Ländern und Gebieten, 
in die überseeischen französischen Departements 
im Laufe eines Jahres 4500 Tonnen übersteigen 
und wenn diese Einfuhren ernstliche Störungen 
auf dem Markt verursachen oder zu verursachen 
drohen, dann trifft die Kommisision auf Antrag 
eines Mitgliedstaates oder von sich aus die er- 
forderlichen Maßnahmen. 


3. Jeder Mitgliedstaat kann die Maßnahme der 
Kommission binnen einer Frist von drei Arbeits- 
tagen nach dem Tag ihrer Mitteilung dem Rat 
vorlegen. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. 
Er kann die betreffende Maßnahme mit qualifi- 
zierter Mehrheit ändern oder aufheben. 


TITEL XIII 

A r t i k e 1 22 

1. Den in dieser Verordnung vorgesehenen Ermä- 
ßigungen werden die Abschöpfungen und beweg- 
lichen Teilbeträge zugrundegelegt, die gegen- 
über Drittländern bei der Einfuhr in die Gemein- 
schaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung 
gelten. 
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Der sich aus der genannten Ermäßigung ergeben- 
de Betrag darf jedoch nicht niedriger sein als 
der höchste Beitrittsausgleichsbetrag, der gege- 
benenfalls am Tag der Einfuhr im Warenverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten von dem einfüh- 
renden Mitgliedstaat tatsächlich erhoben wird. 

2. Die in Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe c, Artikel 15 
Absatz 2 und Artikel 18 Absatz 2 genannten 
Befreiungen gelten nur bis zur Höhe des höchsten 
Beitrittsausgleichsbetrages, der gegebenenfalls 
am Tag der Einfuhr im Warenverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten von dem einführenden Mit- 
gliedstaat tatsächlich erhoben wird. 


Artikel 23 

Erforderlichenfalls werden die Einzelheiten der 
Durchführung für die Verordnung nach dem Verfah- 
ren des Artikels 26 der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
bzw. nach den entsprechenden Artikeln der anderen 
Verordnungen über die gemeinsame Marktorgani- 
sation der Agrarmärkte geregelt. 


Artikel 24 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1975 in Kraft. 
Sie gilt bis zum 29. Februar 1980. 
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Begründung 


1. Das Abkommen AKP-EWG, das am 28. Februar 
1975 von den Staaten Afrikas, der Karibischen See 
und des Pazifischen Ozeans (AKP) und der Gemein- 
schaft in Lome unterzeichnet wurde, sieht in Arti- 
kel 2 Absatz 2 für Agrarerzeugnisse, für die eine 
gemeinsame Marktorganisation nach Artikel 40 des 
Vertrages gilt, und für Waren, auf die bei der Ein- 
fuhr in die Gemeinschaft eine als Folge der gemein- 
samen Agrarpolitik eingeführte Sonderregelung an- 
gewandt wird, vor, daß die Gemeinschaft für diese 
Waren, wenn sie ihren Ursprung in den genannten 
Staaten haben und wenn die Gemeinschaftsregelung 
außer Zöllen weitere Maßnahmen bei der Einfuhr 
dieser Waren vorsieht, in der Regel eine günstigere 
Einfuhrregelung als die allgemeine Regelung für 
die gleichen Erzeugnisse mit Ursprung in Drittlän- 
dern gewährleistet. 

Das Abkommen sieht ferner Zollfreiheit für Waren 
vor, die unter eine gemeinsame Marktorganisation 
fallen und für die die zum Zeitpunkt der Einfuhr 
geltenden Gemeinschaftsvorschriften außer Zöllen 
keine anderen Maßnahmen bei der Einfuhr vor- 
sehen. 

Die Verordnung des Rates über die Assoziation der 
überseeischen Länder und Gebiete (ÜLG) mit der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft enthält gleich- 
lautende Bestimmungen für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse und Verarbeitungserzeugnisse mit Ur- 
sprung in diesen Ländern und Gebieten; wird diese 
genannte Verordnung rechtzeitig erlassen, kann die- 
se Verordnung dann auch für Waren mit Ursprung 
in den ULG gelten. 

2. Bei Unterzeichnung des Abkommens sind die 
Gemeinschaft und die AKP-Staaten durch Notenaus- 
tausch übereingekommen, ab 1. Juli 1975 einige 
Bestimmungen des Abkommens über den Waren- 
austausch - hierunter fällt auch Artikel 2 Ab- 
satz 2a- autonom anzuwenden. 

Die Gemeinschaft hat ebenfalls beschlossen, ab 
1. Juli 1975 gleichlautende Bestimmungen für den 
Warenverkehr mit den ULG in Kraft zu setzen. 

3. a) Mit dem folgenden Vorschlag einer Verordnung 

soll der Verpflichtung nachgekomen werden, die 

die Gemeinschaft für folgende Waren eingegan- 
gen ist: 

— Rindfleisch 

— Fischereierzeugnisse 

— Ölsaaten und ölhaltige Früchte 


— einige Getreidesorten 

— Verarbeitungserzeugnisse aus Getreide und 
Reis 

— Reis und Reisbruch 

— einige Obst- und Gemüsesorten 

— Verarbeitungserzeugnisse aus Früchten und 
Gemüse 

— einige aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
hergestellte Waren 

— andere unter eine gemeinsame Marktorgani- 
sation fallende Waren, für die außer Zöllen 
keine anderen Einfuhrmaßnahmen gelten. 

Diese Verordnung legt die Regelung für die 
genannten Waren mit Ursprung in den genann- 
ten Staaten und Ländern bei der Einfuhr in die 
Gemeinschaft fest. 

b) Im Zusammenhang mit Rohtabak, und einigen 
frischen oder gekühlten Obst- und Gemüsesor- 
ten, empfiehlt sich eine Bestimmung, daß die Ge- 
meinschaft bei Störung ihres Rohtabak- und 
Obst- und Gemüsemarktes durch Einfuhren aus 
den Staaten, Ländern und Gebieten, geeignete 
Maßnahmen treffen kann, bis die Störungen 
behoben sind. 

c) Im Zusammenhang mit Rindfleisch, Mais und Reis 
sind ferner Sondermaßnahmen für Ausfuhren 
aus Staaten, Ländern und Gebieten, in die über- 
seeischen Departements der Französischen Re- 
publik vorgesehen. 

4. Von dem Vorschlag wird der überwiegende Teil 
der Agrarerzeugnisse erfaßt, die in der Gemeinschaft 
gemeinsamen Marktorganisationen unterliegen und 
von den Staaten, Ländern und Gebieten, in die Ge- 
meinschaft ausgeführt werden. 

Bei den Verhandlungen mit den AKP-Staaten er- 
klärte sich der Rat der Gemeinschaften mit dem 
Inhalt der betreffenden Sonderregelungen einver- 
standen. 

5. Finanzielle Auswirkung 

Auf der Grundlage des 1971 und 1972 allgemein 
festgestellten Warenverkehrs (für Mais 1968/1969) 
und bei Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs 
ergibt sich bei Nichterhebung der Zölle und Ab- 
schöpfungen ein Betrag von jährlich rund 45 bis 55 
Millionen Rechnungseinheiten. 
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